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1. Kapitel

Einleitung

DieWohnungsfrage wird als „eine der sozialen Fragen unserer Zeit“ bezeichnet.1

Dies überrascht angesichts der Situation auf den Wohnungsmärkten nicht, denn
Wohnen stellt ein menschliches Grundbedürfnis dar.2

Das zugrunde liegende Problem besteht darin, dass das Wohnraumangebot nicht
mit der steigendenNachfrage Schritt halten kann,wodurch die Immobilienpreise und
Mieten steigen.3 Für die kommenden Jahre geht man von einer weiteren Erhöhung
der Wohnungsnachfrage aus.4 Dabei wird bereits jetzt die Realisierung des im ak-
tuellen Koalitionsvertrag festgelegten Ziels, jährlich 400.000 neue Wohnungen zu
bauen,5 angezweifelt.6

Hinzu kommt die seit Monaten anhaltend hohe Inflationsrate,7 die im Falle von
Indexmietverträgen die Mieten in die Höhe treiben könnte. Bundesbauministerin
Geywitz kündigte dazu jüngst an, die Regelungen der Indexmieten überprüfen zu
wollen.8

Wohnraum wird als leistbar erachtet, wenn die Bruttowarmmiete nicht mehr als
30%desHaushaltsnettoeinkommens beträgt.9Bei einer Belastung vonmehr als 40%
spricht man von einer Wohnkostenüberbelastung.10 Im Jahr 2019 betrug die
durchschnittliche Mietbelastung 28% des Haushaltsnettoeinkommens, damit ist sie

1 Bundesregierung, Wohngeld- und Mietenbericht 2020, BT-Drs. 19/31570, 62; mit ande-
ren Worten Holm/Regnault/Sprengholz/Stephan, Die Verfestigung sozialer Wohnversor-
gungsprobleme, Working Paper Nr. 217 der Hans-Böckler-Stiftung, 13.

2 Dies auch feststellend SPD/Bündnis 90/Die Grünen/FDP, Koalitionsvertrag 2021–2025,
„Mehr Fortschritt wagen“, 88.

3 BBSR, Wohnungs- und Immobilienmärkte in Deutschland 2020, 20.
4 Bundesregierung, Wohngeld- und Mietenbericht 2020, BT-Drs. 19/31570, 61.
5 SPD/Bündnis 90/Die Grünen/FDP, Koalitionsvertrag 2021–2025, „Mehr Fortschritt

wagen“, 88.
6 Iser, Zeit-Online vom 16.07.2022.
7 Statistisches Bundesamt, Verbraucherpreisindex nach Monaten ab 1991.
8 Mainitz, zdf-heute vom 19.05.2022.
9 Holm/Regnault/Sprengholz/Stephan, Die Verfestigung sozialer Wohnversorgungsproble-

me, Working Paper Nr. 217 der Hans-Böckler-Stiftung, 9, 44.
10 BT-Drs. 19/27484, 18.



im Vergleich zu 2017 um 1% gesunken.11 In einer Studie der Hans-Böckler-Stiftung,
die auf Daten des Mikrozensus von 2006, 2010, 2014 und 2018 beruht und die Si-
tuation in 77 deutschen Großstädten mit mehr als 100.000 Einwohner*innen be-
trachtet,12 wurde festgestellt, dass knapp die Hälfte der Miethaushalte im Jahr 2018
mehr als 30% des Einkommens für die Miete ausgegeben habe, sodass zwar auch
diese Quote gesunken sei, aber immer noch ein sehr hoher Anteil aller Haushalte
überhöhte Mieten zahle.13 Die Studie kam zu dem Ergebnis, dass 25,9% der
Haushalte in den Großstädten eine Mietbelastungsquote14 von über 40% aufweisen
und 11,9% der Haushalte mehr als die Hälfte ihres Einkommens für die Miete
zahlen.15 Diese Zahlen belegen die Schwierigkeiten auf dem Wohnungsmarkt.

Um der Problematik zu begegnen, werden verschiedene Ansätze verfolgt. Die
derzeitige Bundesregierung etwa möchte der Problematik vor allem durch Neubau
begegnen.16 Dazu wurde das „Bündnis bezahlbarer Wohnraum“ erneut ins Leben
gerufen.17

In den vergangenen Jahren machten vor allem zwei politisch wie rechtlich um-
strittene Projekte in Berlin auf das Problem aufmerksam: Die Initiative „Deutsche
Wohnen & Co enteignen“ führte im Jahr 2021 ein Volksbegehren zur Vergesell-
schaftung der Wohnungsbestände großer Wohnungsunternehmen durch.18 Der da-
rauf fußende Volksentscheid vom 26.9.2021 war erfolgreich.19 Daneben sollten
Mieten durch den nur kurzzeitig geltenden Berliner Mietendeckel stark reguliert
werden. DasBundesverfassungsgericht hat das entsprechendeBerliner Landesgesetz
durch Beschluss vom 25.3.2021 für nichtig erklärt.20 Auch in Bayern versuchte das
Bündnis „#6 Jahre Mietenstopp“ die Einführung einer strengeren Mietregulierung

11 Bundesregierung, Wohngeld- und Mietenbericht 2020, BT-Drs. 19/31570, 124; BT-
Drs. 19/27484, 18.

12 Holm/Regnault/Sprengholz/Stephan, Die Verfestigung sozialer Wohnversorgungspro-
bleme, Working Paper Nr. 217 der Hans-Böckler-Stiftung, 14.

13 Holm/Regnault/Sprengholz/Stephan, Die Verfestigung sozialer Wohnversorgungspro-
bleme, Working Paper Nr. 217 der Hans-Böckler-Stiftung, 10, 25 f.

14 Mietbelastungsquote definiert man als Verhältnis zwischen der Bruttowarmmiete zum
Haushaltsnettoeinkommen: Bundesregierung, Wohngeld- und Mietenbericht 2020, BT-
Drs. 19/31570, 124.

15 Holm/Regnault/Sprengholz/Stephan, Die Verfestigung sozialer Wohnversorgungspro-
bleme, Working Paper Nr. 217 der Hans-Böckler-Stiftung, 10, 26.

16 SPD/Bündnis 90/Die Grünen/FDP, Koalitionsvertrag 2021–2025, „Mehr Fortschritt
wagen“, 88 ff.

17 Bündnis bezahlbarer Wohnraum, Erklärung zur Konstituierung Bündnis bezahlbarer
Wohnraum.

18 Initiative Deutsche Wohnen & Co enteignen, Volksbegehren über einen Beschluss zur
Erarbeitung eines Gesetzentwurfs durch den Senat zur Vergesellschaftung der Wohnungsbe-
stände großer Wohnungsunternehmen.

19 Amtliches Wahlergebnis v. 14.10.2021, Volkesentscheid „Deutsche Wohnen & Co
enteignen“.

20 BVerfGE 157, 223 ff.
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über den Weg des Volksbegehrens, das der Bayerische Verfassungsgerichtshof al-
lerdings für verfassungswidrig erklärte.21 Aktuell fordert insbesondere die zivilge-
sellschaftliche „Kampagne Mietenstopp“ strengere Mietregulierungen ein.22

Die politische und zivilgesellschaftliche Debatte um die Frage nach bezahlbarem
Wohnraum reißt nicht ab und untermauert die Aktualität und Relevanz der Thematik.

A. Entwicklung auf dem Wohnungsmarkt

Seit dem Jahr 2012 kann man eine dynamische Entwicklung auf dem Woh-
nungsmarkt beobachten. Durch die hohe Nachfrage nach Wohnraum vor allem in
Großstädten, städtischen Regionen und Universitätsstädten steigen die Mietpreise,
wobei sich seit 2019 eine nachlassende Dynamik bei den Angebotsmieten feststellen
lässt.23 Diese Entwicklung erschwert die Wohnraumversorgung vor allem einkom-
mensschwacher Haushalte, aber auch solcher mit mittleren Einkommen.24 Das
Problem der Versorgung mit Wohnraum besteht indes nicht einheitlich in der ge-
samten Bundesrepublik. Es existieren auch Regionen, in denen Mieten stagnieren
oder sinken, weil die Bevölkerung dort zurückgeht und dies Leerstände hervorruft.25

Im Folgenden sollen die Gründe für die problematische Entwicklung auf den
Wohnungsmärkten dargelegt werden.26 Die steigende Wohnungsnachfrage wird auf
unterschiedliche Ursachen zurückgeführt: Die Bevölkerung in Deutschland hat
zwischen 2010 und 2018 um circa 3% zugenommen;27 in den Großstädten ist die
Bevölkerung in den letzten zehn Jahren gewachsen.28 Dazu hat sich die durch-
schnittliche Haushaltsgröße zwischen 1991 und 2018 verringert. In einem Haushalt
leben nunmehr durchschnittlich zwei Personen, wodurch die Gesamtzahl der

21 BayVerfGH, Entscheidung vom 16.07.2020 – Vf. 32-IX-20, juris; das Bundesverfas-
sungsgericht hat die hiergegen erhobene Verfassungsbeschwerde nicht zur Entscheidung an-
genommen, BVerfG, Nichtannahmebeschluss vom 21.12.2021–2 BvR 1844/20.

22 Kampagne Mietenstopp, 3 zentrale Bausteine, Veröffentlichung auf Homepage.
23 Bundesregierung, Wohngeld- und Mietenbericht 2020, BT-Drs. 19/31570, 21.
24 Bundesregierung, Wohngeld- und Mietenbericht 2020, BT-Drs. 19/31570, 21.
25 Bundesregierung, Wohngeld- und Mietenbericht 2020, BT-Drs. 19/31570, 21; zur Pro-

blematik des Leerstandes auch BBSR, Wohnungs- und Immobilienmärkte in Deutschland
2020, 18 f., 30.

26 Ganz ausführlich zur Entwicklung der Wohnungsmärkte Gustorff, Mietpreisbremse und
Bestellerprinzip, 38 ff., der zur Erklärung des Nachfrageüberhangs zwischen angebots- und
nachfragebezogenen Faktoren differenziert.

27 BBSR, Wohnungs- und Immobilienmärkte in Deutschland 2020, 10.
28 BBSR, Wohnungs- und Immobilienmärkte in Deutschland 2020, 18; Holm/Regnault/

Sprengholz/Stephan, Die Verfestigung sozialer Wohnversorgungsprobleme, Working Paper
Nr. 217 der Hans-Böckler-Stiftung, 16 ff., die den Zeitraum von 2006 bis 2018 und die 77
Großstädte zugrunde legen.
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